
seit wann müssen Änderungsbescheide nicht mehr begründet werden ?

Verwundert reibt sich der Experte die Augen, wenn er in dieser Sache die Schreiben eines
Finanzamtes aus NRW (FA) liest. Das FA meint, es müsse Änderungsbescheide nicht mehr
begründen. Nicht genug damit: es fordert uns zudem auf, wir sollten die gegen die
Änderungsbescheide gerichteten Einsprüche begründen ! Hätten wir ja gerne, hätte das FA uns
erläutert, warum es die Bescheide geändert hat. Fünf Jahre und einige Briefe des FA später erfuhren
wir – endlich –  zu unserer Überraschung von dem FA für unsere aus der Gesellschaft
ausgeschiedenen Mandanten, dass die Änderungen auf einen Antrag des steuerlichen Beraters
zurück gingen. Der Antrag war allerdings nach dem Ausscheiden unserer Mandanten gestellt……und
warum man uns das nicht schon vorher gesagt hatte, wissen wir auch nicht.

Nicht genug damit: das FA meint allen Ernstes, es sei die Sache unserer Mandanten, die Richtigkeit
der Änderungen mit dem Steuerberater abzustimmen und uns dort zu informieren. Eine interessante
Auffassung im Sinne einer public private partnership; oder soll der Steuerberater als Beliehener
handeln ? Den Kontakt zu dem Steuerberater haben uns erspart; er wäre von Berufs wegen daran
gehindert, Auskünfte zu erteilen. Dass darüber hinaus wir es – was unwahr ist – nach dem Vermerk 
eines Betriebsprüfers abgelehnt haben sollen, mit dem Prüfer zu sprechen, grenzt ans Absurde.

Übrigens: wir haben bis heute nicht den vom FA uns gegenüber erwähnten Änderungsantrag, uns
fehlen die Bescheide nach § 15a EStG und die Schreiben das FA lesen sich, als seien sie von einer
beleidigten Leberwurst verfasst. Dafür haben wir zur Begründung der Änderungsbescheide einen
Betriebsprüfungsbericht mit einem Zahlenfriedhof ohne jede Erläuterung erhalten; dort findet sich die
schöne Passage: „es wurde in allen Punkten Einigung mit der Bfa. erzielt“. Wobei der Zusatz fehlt: zu
Lasten der ausgeschiedenen Gesellschafter.
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